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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Vierte Verordnung

zur Änderung der Anlage

zum Gesetz zur Andienung von Baustellenabfällen und belastetem Bauschutt

Vom 21. Februar 2001

Auf Grund von § 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Andienung
von Baustellenabfällen und belastetem Bauschutt vom
26. April 1995 (HmbGVBl. S. 95), zuletzt geändert am
17. Januar 2000 (HmbGVBl. S. 35), sowie § 2 der Verordnung
zum Gesetz zur Andienung von Baustellenabfällen und
belastetem Bauschutt vom 20. Februar 1996 (HmbGVBl. S. 28)
wird verordnet:

Einziger Paragraph

Die Anlage zum Gesetz zur Andienung von Baustellen-
abfällen und belastetem Bauschutt erhält folgende Fassung:

„Anlage zum Gesetz

Sortieranlagen
für Baustellenabfälle und belasteten Bauschutt

Sortieranlagen
für Baustellenabfälle und belasteten Bauschutt

BAR Billbrookdeich 11
22113 Hamburg

Brockmann Recycling An der B 433
24568 Nützen

Damm Vor dem Bockholt
23883 Grambek

Henry Dohrn Osterbrooksweg 65–67
22869 Schenefeld

Otto Dörner Lederstraße 24
Container Dienst 22525 Hamburg

Heidorn Schäferhofweg
25482 Appen
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Heitmann Gerlingweg 74
25335 Elmshorn

HME Liebigstraße 80
22113 Hamburg

KBA Steinburg Hungriger Wolf 100
25551 Hohenlockstedt

Krebs Großenasper Feld
24623 Großenaspe

KWS Auf den Bleeken 1
21709 Düdenbüttel

REB KOOPS Waldweg 2
21509 Glinde

Jutta Schirmer
Abfallwirtschaftszentrum Hörstener Straße 52
Hamburg-Süd 21079 Hamburg

Silo Zentrale Sandgrube 22
22525 Hamburg

Steuber Liebigstraße 82–84
22113 Hamburg

Thoma Carl-Zeiss-Straße 2 a
25451 Quickborn

Transport- und Handels- Rappenberg
gesellschaft Richard Buhck 21502 Wiershop

Wanckel & Wanckel Kielende 3
22885 Barsbüttel

Wolf-Container Regentstraße 4
25474 Ellerbek“

Sortieranlagen
für Baustellenabfälle und belasteten Bauschutt

Sortieranlagen
für Baustellenabfälle und belasteten Bauschutt

Hamburg, den 21. Februar 2001.

Die Umweltbehörde

Bekanntmachung

über das In-Kraft-Treten des Abkommens

zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten

Vom 26. Februar 2001

Gemäß Artikel 2 § 3 des Gesetzes zur Änderung verschie-
dener Abkommen vom 27. April 2000 (HmbGVBI. S. 86) wird
bekannt gemacht, dass das Abkommen nach seinem Artikel II
am 1. Februar 2001 in Kraft getreten ist.

Hamburg, den 26. Februar 2001.

Die Senatskanzlei
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(1) Der Bebauungsplan Osdorf 33 für den Geltungsbereich
zwischen Blomkamp und Osdorfer Landstraße, Jochim-
Sahling-Weg und Am Landpflegeheim (Bezirk Altona, Orts-
teil 220) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Osdorfer Landstraße – West- und Nordgrenze des Flurstücks
1624, Westgrenze des Flurstücks 4194 der Gemarkung Osdorf
– Harderweg – Jochim-Sahling-Weg – Blomkamp – Am Land-
pflegeheim.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann hinterlegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt

geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den nach § 172 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungs-
bereich“ bezeichneten Gebieten bedürfen zur Erhaltung
der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner
städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach
der Baufreistellungsverordnung vom 5. Januar 1988
(HmbGVBl. S. 1), zuletzt geändert am 21. Januar 1997
(HmbGVBl. S. 10, 11), in der jeweils geltenden Fassung
eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Geneh-
migung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungs-
änderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das
Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung
ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen
Anlage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche
Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche
Anlage beeinträchtigt wird.

2. Im reinen Wohngebiet an der Osdorfer Landstraße sind
die Wohn- und Schlafräume durch geeignete Grundriss-
gestaltung den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuord-
nen. Soweit die Anordnung von Wohn- und Schlafräumen
an den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist,
muss für diese Räume ein ausreichender Lärmschutz
durch bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern,
Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen
werden.

3. Im Kerngebiet sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes
und Vergnügungsstätten unzulässig. Ausnahmen für Woh-
nungen nach § 7 Absatz 3 Nummer 2 der Baunutzungsver-
ordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I

Verordnung

über den Bebauungsplan Osdorf 33

Vom 27. Februar 2001

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
(BGBl. I997 1 S. 2142, 1998 1 S. 137) in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
§ 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom
1. Juli 1986 (HmbGVBl. S. 183), zuletzt geändert am 4. Novem-
ber 1997 (HmbGVBl. S. 489, 492), § 6 Absätze 4 und 5 sowie
§ 15 und § 17 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes vom
2. Juli 1981 (HmbGVBl. S. 167), zuletzt geändert am 4. Novem-
ber 1997 (HmbGVBl. S. 489, 493), Artikel 3 des Gesetzes über
die Ermächtigung des Senats zur Änderung, Ergänzung oder
Aufhebung von Gesetzen über Bebauungs- und Landschafts-
pläne und zur Weiterübertragung dieser Ermächtigung vom
11. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 215, 216) sowie Artikel 3 des
Gesetzes über die Zustimmung der Bezirksversammlungen zur
Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Gesetzen über
Bebauungs- und Landschaftspläne vom 4. November 1997
(HmbGVBl. S. 494, 495) wird verordnet:
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S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466,
479), werden ausgeschlossen.

4. Im Gewerbegebiet sind luftbelastende und geruchsbeläs-
tigende Betriebe und Einzelhandelsbetriebe, soweit sie
nicht mit Kraftfahrzeugen handeln, unzulässig. Ferner
werden gewerbliche Freizeiteinrichtungen (wie Squash-
und Tennishallen, Bowlingbahnen) ausgeschlossen.

5. Im Gewerbegebiet sind Ausnahmen für Spielhallen und
ähnliche Unternehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbe-
ordnung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit oder
ohne Gewinnmöglichkeit dienen, sowie Vorführ- und
Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen oder auf
Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist,
ausgeschlossen.

6. Im allgemeinen Wohngebiet werden Ausnahmen nach § 4
Absatz 3 der Baunutzungsverordnung für Betriebe des
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewer-
bebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe
und Tankstellen ausgeschlossen.

7. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Balkone,
Erker, Loggien, Treppenhausvorbauten und Sichtschutz-
wände kann bis zu 1,5 m zugelassen werden.

8. In den mit „(A)“ bezeichneten Wohngebieten sind Dach-
aufbauten und Dacheinschnitte, wie zum Beispiel Gauben,
unzulässig.

9. In den Wohngebieten sind Stellplätze außerhalb der dafür
vorgesehenen Flächen unzulässig.

10. Innerhalb des Gewerbegebiets und des Kerngebiets sind
auf den privaten Grundstücksflächen Fahr- und Gehwege
sowie Stellplätze in wasser- und luftundurchlässigem
Aufbau herzustellen. Im übrigen Plangebiet sind auf den
privaten Grundstücksflächen Fahr- und Gehwege sowie
Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau her-
zustellen.

11. Für anzupflanzende Bäume und Sträucher sind standort-
gerechte einheimische Laubgehölze zu verwenden. Groß-
kronige Bäume müssen einen Stammumfang von mindes-
tens 18 cm, kleinkronige Bäume einen Stammumfang von
mindestens 14 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich dieser Bäume ist
eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 anzu-
legen.

12. Für Bäume mit einem Stammumfang von mehr als 80 cm,
in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, sowie für die
nach der Planzeichnung zu erhaltenden Bäume sind
bei Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Geländeauf-
höhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich dieser
Bäume sind unzulässig.

13. Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern sind auf 10 vom Hundert (v. H.) der Fläche groß-

kronige Bäume und auf 90 v. H. der Fläche Sträucher zu
verwenden.

14. In den Wohngebieten sind entlang der Straßenverkehrs-
flächen als Einfriedigung nur Hecken zulässig.

15. In den Wohngebieten ist für je 150 m2 der nicht über-
baubaren Grundstücksfläche mindestens ein kleinkro-
niger Baum oder für je 300 m2 der nicht überbaubaren
Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger Baum zu
pflanzen.

16. Im Gewerbegebiet entlang des Harderwegs sind die Vor-
gartenflächen mit Ausnahme der Grundstückszufahrten
als Vegetationsfläche anzulegen und mit Bäumen und
Sträuchern zu bepflanzen. Straßenbegleitend sind in
einem Abstand von höchstens 10 m großkronige Bäume zu
pflanzen; je Grundstück ist mindestens ein Baum zu
verwenden.

17. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist nach jedem vierten
Stellplatz ein großkroniger Baum zu pflanzen. Ebenerdige
Stellplatzanlagen sind mit Hecken einzufassen.

18. Im Kerngebiet sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer
mit einer Neigung bis zu 30 Grad mit einem mindestens
10 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu ver-
sehen und extensiv zu begrünen.

19. Auf den mit „(B)“ bezeichneten Flächen und im Gewerbe-
gebiet sind zu den Straßenseiten gerichtete Außenwände
von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt,
sowie fensterlose Fassaden mit Schling- oder Kletter-
pflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens
eine Pflanze zu verwenden.

20. Die nicht überbauten Flächen von Tiefgaragen sind mit
einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren
Substrataufbau zu versehen und mit Laubgehölzen und
Stauden zu begrünen. Soweit Bäume angepflanzt werden,
muss auf einer Fläche von mindestens 12 m2 je Baum die
Schichtstärke mindestens 1 m betragen.

21. Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst die Befugnis der
Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffentliche
Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten. Nutzungen,
welche die Herstellung und Unterhaltung beeinträchtigen
können, sind unzulässig. Geringfügige Abweichungen von
dem festgesetzten Leitungsrecht können zugelassen
werden.

§ 3

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird die Ver-
ordnung zum Schutz von Landschaftsteilen der Gemarkung
Osdorf vom 13. April 1971 (HmbGVBl. S. 77), zuletzt geändert
am 1. März 1994 (HmbGVBl. S. 57), aufgehoben.

§ 4

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den  27. Februar 2001.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Niendorf 80 / Schnelsen 81 für das
Gebiet südlich der Wendlohstraße zwischen Frohmestraße /
Friedrich-Ebert-Straße und der Straße Steendammswisch
(Bezirk Eimsbüttel, Ortsteile 318, 319) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Wendlohstraße – Steendammswisch – Südgrenzen der Flur-
stücke 1885 und 7025 (Schippelsmoorgraben), Ostgrenze des
Flurstücks 7744 der Gemarkung Niendorf – Blankenburger
Weg – Friedrich-Ebert-Straße – Frohmestraße.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Im allgemeinen Wohngebiet sind auf den Flurstücken 925,
926 und 928 der Gemarkung Schnelsen Betriebe des
Beherbergungsgewerbes allgemein zulässig.

2. Auf der Versorgungsfläche sind die Dachflächen der
Gebäude mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzel-
baren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.

3. Zur Erschließung von rückwärtigen Grundstücken sollen
gemeinsame Grundstückszufahrten vorgesehen werden.

4. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und
Fahrwege sowie ebenerdige Stellplätze in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

5. Auf der Fläche für Sport- und Spielanlagen ist die Außen-
wand der neu zu errichtenden Tennishalle zur nördlich
angrenzenden Wohnbebauung geschlossen auszubilden.

6. Das festgesetzte Leitungsrecht umfasst die Befugnis der
Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffentliche
Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten. Nutzungen,
welche die Herstellung und Unterhaltung beeinträchtigen
können, sind unzulässig.

7. Mindestens 30 vom Hundert der nicht überbaubaren
Grundstücksflächen im Wohngebiet sind mit Bäumen und
Sträuchern zu bepflanzen. Für je 150 m² der nicht über-
baubaren Grundstücksfläche ist mindestens ein kleinkro-
niger Baum oder für je 300 m² der nicht überbaubaren
Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger Baum zu
pflanzen.

8. Schutzdächer von Stellplätzen sowie Garagen sind zu
begrünen.

9. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist nach jedem vierten
Stellplatz ein großkroniger Baum zu pflanzen. Im Kronen-
bereich der zu pflanzenden Bäume ist eine offene Vege-
tationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen und zu be-
grünen.

10. Für die zu erhaltenen Bäume und Sträucher sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

11. Für festgesetzte Pflanzungen sind standortgerechte einhei-
mische Laubgehölze zu verwenden. Großkronige Bäume
müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm,
kleinkronige Bäume einen Stammumfang von mindestens

Verordnung

über den Bebauungsplan Niendorf 80/Schnelsen 81

Vom 27. Februar 2001

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I
S. 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der
Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (HmbGVBl.
S. 183), zuletzt geändert am 4. November 1997 (HmbGVBl.
S. 489, 492), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Natur-
schutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (HmbGVBl. S. 167), zuletzt
geändert am 4. November 1997 (HmbGVBl. S. 489, 493), sowie
§ 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2 und § 4 der Weiterübertragungs-
verordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134) wird
verordnet:
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14 cm, jeweils in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen,
aufweisen. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrs-
flächen sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im
Kronenbereich festgesetzter Bäume unzulässig.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.
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Hamburg, den 27. Februar 2001.

Das Bezirksamt Eimsbüttel


